Deutsciier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/635 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

43. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem . 25. Mai 1966 

44. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 26. Mai 1966 

45. Sitzung des Deutschen Bundestages 

am Freitag, dem 27. Mai 1966 


I. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


1. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Anbetradit 

Brück (Holz) der Krise im Kohlebergbau weitere Gebiete 

des Saarlandes in das regionale Förderungs- 
programm des Bundes aufzunehmen? 


I. 2. Abgeordneter 
Fritsch 
(Deggendorf) 


Hält die Bundesregierung die Vorschriften der 
Zweiten Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes zur Förderung der Energiewirtschaft 
vom 31. August 1937, die eine regelmäßige 
Prüfung der elektrischen Anlagen in ländli- 
chen Anwesen unter Mißachtung der Unver- 
letzbarkeit der Wohnung und eine Anwen- 
dung des Prüfungszwanges beinhalten, noch 
für zweckentsprechend und zeitgerecht? 


IL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


II. 1. Abgeordneter 
Richter 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Bundespost-Fernsehsender Rohrbrunn (Spes- 
sart), der das Zweite Fernsehprogramm aus- 
strahlt und in weiten Teilen Bayerns und in 
in den Kreisen Tauberbischofsheim und Bu- 
chen (Baden-Württemberg) gesehen wird, seit 
Monaten „durchdreht" und nicht nur ein in 
Streifen und Gitter zerlegtes Bild, sondern 
auch einen mit Stör- und Brummgeräuschen 
überlagerten Ton liefert? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

II. 2. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich in 
den letzten Wochen unerklärliche Versäum- 
nisse bei der Postzustellung ergeben haben? 
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II. 3. Abgeordneter 
Dr. Schulz 
(Berlin) 


Ist die Bundesregierung für den Fall der Be- 
jahung der Frage II/2 der Meinung, daß ein 
so eindeutiges Absinken der Dienstleistungen 
der Deutschen Bundespost im zeitlichen Zu- 
sammenhang mit der massiven Heraufsetzung 
der Tarife auf die Öffentlichkeit einen denkbar 
schlechten Eindruck machen muß? 


IIL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 

Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung der Bodenpreis- 
Fritsch Spekulation, die in zunehmendem Maße den 

(Deggendorf) Eigenheim- und Wohnungsbau behindert, zu 

begegnen? 


IV. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 

Abgeordneter Wie lange kann es sich die Bundesrepublik 
Drösdier Deutschland angesichts der wissenschaftlichen 

und wirtschaftlichen Fortschritte bei der Uran- 
verwertung für Energiezwecke in der Welt 
noch erlauben, auf die wertvollen Vorkommen 
im Schwarzwald deshalb zu verzichten, weil 
es angeblich nicht möglich ist, zwischen dem 
Uranabbau und der örtlichen Fremdenver- 
kehrswirtschaft einen entsprechenden Interes- 
senausgleich herbeizuführen? 


V. Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 


V. 1. Abgeordnete Wie ist der Stand der Verhandlungen zwischen 
Frau Dr. Krips der Bundesvermögensverwaltung und der 
Stadt Stuttgart wegen der Verwendung des 
Areals der ehemaligen Moltke-Kaserne? 


V. 2. Abgeordnete 

Frau Dr. Krips 


Ist der Bundesverteidigungsminister bereit, 
den dringenden Wunsch der Stadt Stuttgart 
nach Überlassung von Grundstücken der ehe- 
maligen Moltke-Kaserne für wichtige kommu- 
nale Einrichtungen ganz oder teilweise zu er- 
füllen? 


[ Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt 


V- 3. Abgeordnete 
Frau Dr. Krips 


Bis wann ist mit einer endgültigen Entschei- 
dung der in Frage V/2 erwähnten Grund- 
stücksüberlassung zu rechnen? 


VI. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


VL 1. Abgeordneter 
Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Bundes- 
tag zu gegebener Zeit umfassend über das 
Echo zu unterrichten, das die deutsche Frie- 
densnote vom 25. März 1966 bei den Regie- 
rungen und in der Öffentlichkeit der Empfän- 
gerstaaten gefunden hat? 
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VI. 2. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die vom „Ober- 
Ertl bayerischen Volksblatt'' Rosenheim, Ausgabe 

vom 6. Mai 1966, wiedergegebene Auffassung 
breiter Bevölkerungskreise, wonach die itali- 
enischen Grenzkontrollorgane am Brenner ge- 
gen Staatsangehörige der Bundesrepublik 

Deutschland unter Benutzung eines Fahn- 
dungsbuches so verfahren, als hätten sie es 
„nicht mit devisenbringenden Urlaubern, son- 
dern mit steckbrieflich gesuchten Verbre- 
chern" zu tun? 

VL 3. Abgeordneter Halt es die Bundesregierung für vertretbar, 
Ertl Staaten Wirtschaftshilfe zu gewähren, welche 

die Oder/Neiße-Grenze aus freier Entschei- 

dung als endgültige Grenze anerkennen? 

VI. 4. Abgeordneter Wieviel der bestehenden Pressereferenten- 

Kahn-Ackermann stellen an den auswärtigen Missionen sind 
gegenwärtig noch durch Berufsjournalisten be- 
setzt? 

VI. 5. Abgeordneter Ergeben sich aus den Reaktionen auf die 

Dr. Schulze- Friedensnote der Bundesregierung neue Er- 

Vorberg kenntnisse zur Sicherung des Friedens? 

VL 6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung überzeugt, daß die 
Dr. Schulze- NATO-These der „atomaren Abschreckung" 

Vorberg im europäischen Interesse glaubhaft erhalten 

werden muß, bis sie durch eine allgemeine 
kontrollierte Abrüstung auf Gegenseitigkeit 
ersetzt werden kann? 


VII. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

VIL 1. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Vor- 
Dr. Lohmar Schläge der V. Hochschulkonferenz der West- 

deutschen Rektorenkonferenz und des Ver- 
bandes Deutscher Studentenschaften zur Neu- 
ordnung der Studienförderung nach dem Hon- 
nefer Modell? 

VII. 2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die in 
Metzger New York erscheinende Wochenzeitung „Auf- 

bau" in ihrer Nummer vom 29. April 1966 
unter der Überschrift „Bonner Visum-Schika- 
nen" berichtet, Ausländer, die als Opfer des 
zweiten Weltkrieges ihre Heimat verlassen 
haben, im Ausland leben und staatenlos wur- 
den, erhielten seit Herbst 1965 nur unter 
schwierigen Bedingungen und nach einer lan- 
gen Wartezeit durch Behörden der Bundes- 
republik einen Sichtvermerk für die Bundes- 
republik? 

VII. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
Metzger für Abhilfe der in Frage VII/2 erwähnten 

Schwierigkeiten zu sorgen? 
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VII. 4. Abgeordneter Welche Vorsorge hat die Bundesregierung ge- 
Kahn- Ackermann troffen, um sicherzustellen, daß die für Süd- 
vietnam bestimmte Sendung von fünfhundert 
Tonnen Medikamenten auch wirklich der Be- 
völkerung des Landes zugute kommt? 


VII. 5. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung das Vorgehen der 
Kahn-Ackermann Ausländerpolizei in Köln, die kürzlich auf 
dem Wege einer regelrechten Razzia in den 
Räumen der Deutschen Welle eine Ausweis- 
kontrolle der farbigen Mitarbeiter dieser 
Rundfunkanstalt durchgeführt hat? 


VII. 6 . Abgeordneter Kann die Bundesregierung eine Zusage geben, 

Dr. Müller- daß die Erteilung von Einreisevisen für 

Hermann Staatsangehörige osteuropäischer Länder in 

Zukunft beschleunigt wird? 


VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


VIII. 1. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Piillach) 


Welche Maßnahmen wurden getroffen, um die 
Feststellung und gerichtliche Ahndung von 
Verbrechen einzuleiten, die an deutschen Sol- 
daten, Kriegsgefangenen und an deutschen 
Zivilpersonen während und nach dem zweiten 
Weltkrieg, insbesondere bei den Vertrei- 
bungsaktionen, begangen wurden? 


VIII. 2. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Dr. Becher für die Öffentlichkeit des In- und Auslandes 

(Pullach) das volle Ausmaß der in Frage VIII/1 erwähn- 

ten Verbrechen zu dokumentieren? 


VIII. 3. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
daß in Erbbaurechtsverträgen festgelegt wird, 
den Erbbauzins in bestimmten zeitlichen Ab- 
ständen dem jeweiligen Grundstückspreis an- 
zupassen? 


VIII. 


4. Abgeordneter Wird die Bundesregierung zum Zwecke einer 
Dr, Müller-Emmert möglichen Änderung des § 61 Nr. 1 der Kon- 
kursordnung Erhebungen darüber veranlassen, 
in welchem Verhältnis der Gesamtbetrag der 
rückständigen Lohnforderungen zu dem Ge- 
samtbetrag der Rückstände von Sozialversi- 
cherungsbeiträgen in den in der Bundesre- 
publik in den letzten fünf Jahren abgewickel- 
ten Konkursverfahren steht? 


Fragesteller hat sich mit 
^ schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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IX. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

IX. 1. Abgeordneter Warum verhindert die Besoldungsstelle der Fragesteller hat sich mit 

Dr. Wuermeling Bundesfinanzverwaltung, Bad Godesberg, die schiiitiicher Beantwortung 

Abgabe der im Monat Mai fälligen Einkorn- einverstanden erklärt. 
mensteuererklärungen für 1965 dadurch, daß 
die Lohnsteuerbescheinigungen für 1965 auf 
Grund der seit fünf Monaten vorliegenden 
Unterlagen auch auf Anmahnung nicht über- 
sandt werden? 

IX. 2. Abgeordneter Wann werden die Gemeinden mit alliierten 
Dröscher Soldaten und Bundeswehrgarnisonen endlich 

mit einem Ausgleich für den ständigen Ausfall 
an Gewerbesteuer in Form der vorgesehenen 
Verwaltungskostenbeiträge rechnen können? 

IX. 3. Abgeordneter Welche Konsequenzen ergeben sich für die 
Dr. Apel deutschen Schiffswerften aus der Absicht der 

Bundesregierung, eine Reihe von Schiffsneu- 
bauten auf englischen Werften zu Bedingun- 
gen mitzufinanzieren, die als besonders gün- 
stig anzusehen sind? 

IX. 4. Abgeordneter Hält die Bundesregierung den in Frage IX/3 
Dr. Apel aulgezeigten Weg der Devisenhilfe für beson- 

ders wirksam und vertretbar gegenüber den 
deutschen Werften? 

IX. 5. Abgeordneter Ist der Bundesfinanzminister der Meinung, 

Krammig daß die beabsichtigte Aufhebung des Brannt- 

weinbegleitscheinverkehrs mit fertigen Spiri- 
tuosen ohne Änderung des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol möglich ist? 

IX. 6. Abgeordneter Warum ist der Bundesfinanzminister nicht der 
Krammig Meinung, daß sich die Aufhebung des Brannt- 

weinbegleitscheinverkehrs mit fertigen Spiri- 
tuosen von selbst erübrige, wenn der Entwurf 
des Nettoumsatzsteuergesetzes im Bundestag 
verabschiedet und in Kraft gesetzt wird? 

IX. 7. Abgeordneter Ist der Bundesfinanzminister nicht der Mei- 
Krammig nung, daß, wenn er schon die Beseitigung des 

Branntweinbegleitscheinverkehrs mit fertigen 
Spirituosen anstrebt, er zugleich auch die Her- 
absetzung der Umsatzsteuerpräferenz Berlin 
für Spirituosen vorschlagen müßte? 

IX. 8. Abgeordneter Weshalb hat das Bundesverteidigungsmini- Fragesteller hat sich mit 

Geiger sterium das Gesuch der Stadt Böblingen um schriftlicher Beantwortung 

Gewährung einer Bundesfinanzhilfe für eine einverstanden erklärt. 
biologisch-chemische Nachreinigungsanlage 
abgelehnt, obwohl rund ein Drittel des Böb- 
linger Abwassers aus der US-Panzerkaserne 
und von der Fliegerhorstkaserne der Bundes- 
wehr anfällt? 
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Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Hält es die Bundesregierung mit den Zielen 
der Ausbildungsförderung unserer Jugend 
vereinbar, wenn Schulbeihilfen — auch soweit 
sie von der öffentlichen Hand gewährt wer- 
den — lohn- und einkommensteuerpflichtig 
sind? 

IX. 12. Abgeordneter Sind die Ermittlungen über die Notwendig- 
Bühler keit, Abgasabsauggeräte am Zollamt Weil- 

Otterbach einzusetzen, jetzt abgeschlossen? 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


X. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, nach § 50 des 
Dr. Klepsch Saatgutgesetzes durch Rechtsverordnung Saat- 

gut der Kartoffelsorte „Bintge" zuzulassen? 

X. 2. Abgeordneter Welches Ergebnis hat die in der Fragestunde 
Dr. Meinecke vom 29. November 1965 (Drucksache V/38 — 
Frage VIII/21) angekündigte Umfrage bei den 
Ländern über das Ausmaß „sogenannter mo- 
derner" Mastmethoden bei Hühnern, Kälbern 
und Schweinen erbracht? 

X. 3. Abgeordneter Liegen bereits — wie in der Fragestunde vom 
Dr. Meinecke 29. November 1965 angekündigt — gutachter- 
liche Stellungnahmen seitens des vom vete- 
rinärmedizinischen Fakultätentag beauftrag- 
ten Gutachtergremiums über die Frage der 
Vereinbarkeit der „sogenannten modernen" 
Mastmethoden mit dem Tierschutzgesetz vor? 

XI. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

XL 1. Abgeordnete Ist die Bundesregierung in der Lage mitzu- 

Frau Korspeler teilen, in welchem Ausmaße von den im 
Mutterschutzgesetz geschaffenen Vorsorgeun- 
tersuchungen für werdende Mütter Gebrauch 
gemacht wird? 


IX. 11. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 


IX. 9. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
Geiger daß Städte wie Böblingen, die von den dort 

stationierten militärischen Einheiten kaum 
einen Nutzen haben, bei der Errichtung von 
kommunalen Einrichtungen großzügiger nach 
Artikel 106 Abs. 7 GG unterstützt werden 
sollten, zumal, da andere Gemeinden der- 
artige Verteidigungslasten nicht zu tragen 
haben? 

IX. 10. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, das Gesuch der 
Geiger Stadt Böblingen auf Gewährung einer Bundes- 

finanzhilfe aus den Einzelplänen 14 und 35 
nochmals zu überprüfen? 
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XI. 2. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, ob die In- 

Frau Korspeter anspruchnahme der durch das Mutterschutz- 
gesetz geschaffenen Vorsorgeuntersuchung 
lür werdende Mütter nach Stadt- und Land- 
gebieten unterschiedlich erfolgt? 

XI 3. Abgeordneter Wie stellt sich die Bundesia^gierung zur Ver- 
Kohlberger sorgung von Armaniputierttui mit bioelektri- 

schen Armprothesen? 

XI 4. Abgeordneter Inwieweit sind die 1962 unternommenen Be- 
Kohlberger mühungen der Bundesregierung, einen Ver- 

trag mit der UdSSR über bioelektrische Arm- 
prothesen abzuschließen, erfolgreich gewesen? 

Hat die Bundesregierung mit dem staatlichen 
Forschungsinstitut für Prothesenbau in Wien 
bereits Verbindung aufgenommmn, um sich 
über den neuesten Stand der Entwicklung zu 
informieren? 

Welche Maßnahmen erscheinen zweckmäßig, 
um die gesundheitliche Betrcmung der Arbeit- 
nehmer am Arbeitsplatz durch Werksarzte zu 
fördern? 

In welchem Umlang ist eine vorsorgende Be- 
treuung der Berufstätigen am Arbeitsplatz 
durch andere Ärzte als Werksärzte gewähr- 
leistet? 

XI. 8. Abgeordneter Ist beabsichtigt, die in Frage XI 7 erwähnte 
Orgaß ärztliche Betreuung auszu bauen? 


XIL Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

XII. 1. Abgeordneter Warum ist es Soldaten, auch Wehrpflichtigen, 
DrÖscher die ihren Grundwehrdienst ableisten, verbo- 

ten, Urlaubsreisen nach Jugoslawien zu unter- 
nehmen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Uberlebenschance der F 104-PiloLen ent- 
scheidend zu erhöhen, nachdem bei den letz- 
ten vier Abstürzen der Ausschuß der Schleu- 
dersitze ordnungsgemäß erfolgte, der Ret- 
tungsvorgang jedoch nicht erfolgreich abge- 
schlossen wurde? 

XII. 3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Um- 
Haase rüstung des bisher in der F 104 G verwende- 

(Kellinghusen) ten Schleudersitzes wegen aufwendiger Er- 

probungen nicht, wie angekündigt, unverzüg- 
lich erfolgen kann? 


XII. 2. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 


XI 7. Abgeordneter 
Orgaß 


XI. 6. Abgeordneter 
Orgaß 


XI. 5. Abgeordneter 
Kohlberger 
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Abgeordneter 

Haase 

(Kellinghiisen) 


Abgeordneter 

Dr. Effertz 


Abgeordneter 
Dr. Effertz 


Abgeordneter 

Dr. Klepsch 


Abgeordneter 
Dr. Klepsch 


Abgeordneter 

Dr. Schiilze- 
Vorberg 


Ist die Bundesregierung bereit, den bisher in 
der F 104 G verwendeten, keine höchstmög- 
liche Überlebenschance bietenden Schleuder- 
sitz durch ein erfolgreich erprobtes und zum 
sofortigen Einbau bereitstehendes Modell ei- 
nes anderen Fabrikats zu ersetzen? 

Sind Pressemeldungen zutreffend, wonach eine 
Zusammenlegung und damit Ausdehnung der 
von der belgischen Armee genutzten Truppen- 
übungsplätze Vogelsang und Elsenborn ge- 
plant ist? 

Aut welche Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung die für die benachbarten Orte Vogelsang 
und Eisenborn durch die in Frage XlI/5 er- 
wähnte Zusammenlegung verbundenen erheb- 
lichen Nachteile aiiszugleichen? 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über besondere Belastungen, die für Abituri- 
enten, die zum Wehrdienst herangezogen 
werden, im Herbst 1966 entstehen? 

Welche Maßnahmen und Vorkehrungen trifft 
die Bundesregierung, um die in Frage XII/7 
erwähnten besonderen Belastungen aufzufan- 
gen? 

Inwieweit ergänzen oder widersprechen sich 
nach Auffassung der Bundesregierung die 
innerhalb der Nordatlantischen Allianz ent- 
wickelten Begriffe „atomare Abschreckung'" 
und „flexible Strategie"? 


XIII. Ge.schäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


Abgeordneter Ist der Bundesverkehrsminister bereit, die 
Dr. Wiiermeling Deutsche Bundesbahn zu veranlassen, ihrer 
Verpflichtung zur Unterhaltung der in der 
Gemeinde Herdorf (Sieg) gelegenen Straßen- 
brücke bei km 90.478 der Bundesbahnstrecke 
Köln Gießen dahin nachzukommen, daß die 
beim Bau der Brücke gewährleistete Belast- 
barkeit bis zu 26 t (z. Z. 9 t) wiederhergestellt 
wird? 


Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, mit weichen 
Fellermaier Mehreinnahmen die Deutsche Bundesbahn in- 

folge der ab 15. März 1966 eingeführten tari- 
farischen Änderungen im Stückgutverkehr 
rechnet? 


Abgeordnetei Welcher Anteil der auf Grund der in Fra- 
Fellermaier ge XI II 2 cu wähnten larifari sehen Änderungen 

erwarteten Mehreinnahmen entfällt auf den 
Zuschlag von 1 DM für Sendungen, die Stück- 
gutabfertigungsstellen mit weniger als 8 Ton- 
nen Gutaufkommen täglich durchlaufen? 


FragesteUer hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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XIII. 4. Abgeordneter 

Fellermaier 


XIIL 5. Abgeordneter 
Ertl 


XIII. 6. Abgeordneter 

Josten 


XIIL 7. Abgeordneter 

Josten 


XIIL 8. Abgeordneter 

Strohmayr 


XIIL 9. Abgeordneter 

Strohmayr 


XIIL 10. Abgeordneter 
Strohmayr 


XIIL 11. Abgeordneter 

Richter 


XIIL 12. Abgeordneter 
Schmitt- 
Vockenhausen 


XIIL 13. Abgeordneter 
Dr. Müller- 
Hermann 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß durch die Einführung der K-Gebühr bei 
der Deutschen Bundesbahn eine Wettbe- 
werbsverzerrung zwischen Unternehmen glei- 
cher Branchen je nach Standortlage entsteht? 

Ist damit zu rechnen, daß wenigstens bis zu 
den Olympischen Spielen im Jahre 1972 der 
für den Ausflugsverkehr in die bayerischen 
Berge sehr wichtige Ilolzkirchner Bahnhof in 
München in einem seiner Bedeutung entspre- 
chenden Zustand wiederhergestellt wird? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bun- 
desstraße 9, welche auf bestimmten Teilab- 
schnitten in den Sommermonaten für den 
schweren Fernlastwagenverkehr gesperrt ist, 
von vielen ausländischen schweren Fernlast- 
zügen weiter benutzt wird? 

Was wird die Bundesregierung tun, damit 
ausländische Transportunternehmer die in 
Frage XIII/6 erwähnten Sperrvorschriften auf 
der Bundesstraße 9 beachten? 

Trifft cs zu, daß die Bundesbahndirektion 
Augsburg aufgelöst und in die Direktionsbe- 
zirkc München, Stuttgart und Nürnberg ein- 
geglicdert werden soll? 


Welche Vorteile verspricht sich die Hauptver- 
waltung der Deutschen Bundesbahn von der 
in Frage XIII/'8 erwähnten Umorganisation, 
die in Schwaben auf entschiedenen Wider- 
stand stößt? 


Bis wann ist mit einer Entscheidung in der 
Frage der Auflösung von insgesamt acht Di- 
rektionen der Deutschen Bundesbahn zu rech- 
nen? 

Beabsichtigt die Deutsche Bundesbahn, die Ei- 
senbahnstrecken Heilbronn — Lauda und Wert- 
heim — Crailsheim zu elektrifizieren? 

Kann die Bundesregierung auf die Flugzeug- 
industrie dahin gehend einwirken, daß die 
Industrie bei der Weiterentwicklung von 
Überschallflugzeugen gezwungen ist, glei- 
chermaßen den mit dem Überschallflugver- 
kehr verbundenen Überschallknall auf ein für 
die Bevölkerung erträgliches Maß zu beschrän- 
ken? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
die auch in befreundeten Ländern verstärkt 
geübte Praxis, in aller Offenheit und Öffent- 
lichkeit für die ausschließliche Benutzung na- 
tionaler Flug- und Schiffahrtsgesellschaften zu 
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fragesteller hat sich mit 
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werben, einen diskriminierenden Charakter 
hat und zu entsprechenden Reaktionen in der 
Bundesrepublik führen muß? 

XIII. 14. Abgeordneter Hält die Bundesregierung eine gesetzliche 

Dr. Eppler Regelung des Nachtfahrverbotes für möglich, 

die ungefähr dem Artikel 2 des schweizeri- 
schen Bundesgesetzes über den Straßenver- 
kehr vom 19. Dezember 1958 entspräche? 

XIII. 15. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Bühler die Schwierigkeiten am Grenzübergang Weil 

(Rhein) — Basel zu verringern, nachdem die 
Schweizerische Regierung in Bern angeblich 
erst im Jahre 1967 über die Abnahme der 
Bundesautobahn bei Weil (Rhein) — Basel ent- 
scheiden soll? 

XIII. 16. Abgeordneter Welche Hindernisse stehen dem baldigen 
Bühler Wiederaufbau der so dringend benötigten 

Brücke über den Oberrhein bei Weil 
(Rhein) — Hüningen entgegen, nachdem die 
Pläne für den Wiederaufbau dieser Brücke 
schon längere Zeit fertig sein sollen und da- 
nach die stehengebliebenen Pfeiler benützt 
werden könnten? 

Was gedenkt die Bundesregierung im Falle 
der Nichtanerkennung der Als-ob-Tarife durch 
die europäischen Behörden zu tun, um den 
aus dieser Entwicklung für die Saarwirtschaft 
entstehenden Schaden abzuwehren? 

XIII. 18. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung im Bau des Saar- 
Kulawig Pfalz-Kanals die geeignetste Lösung zur Be- 

seitigung der Standortnachteile des Saarlan- 
des? 

Wann wird die Bundesregierung die Unter- 
suchungsergebnisse über die wirtschaftlichen 
und verkehrspolitischen Auswirkungen der 
Schiffbarmachung der Saar zur Mosel und ihre 
Stellungnahme hierzu, die der Ausschuß für 
Verkehr, Post- und Fernmeldewesen in Über- 
einstimmung mit dem Wirtschaftsausschuß in 
seiner Sitzung vom 11. Februar 1965 in einem 
einstimmigen Beschluß bis zum 31. März 1965 
verlangt hat, dem Bundestag vorlegen? 


XIV. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Familie und Jugend 

XIV. 1. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Resul- 
Dr. Lohmar täte des Wettbewerbs „Jugend forscht"? 


XIII. 19. Abgeordneter 

Kulawig 


XIII. 17. Abgeordneter 
Kulawig 
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2. Abgeordneter 
Dr. Lohmar 


3. Abgeordneter 

Biechele 


4. Abgeordneter 
Biechele 


Abgeordneter 

Biechele 


6. Abgeordneter 
Seibert 


7. Abgeordneter 
Seibert 


Abgeordneter 

Seibert 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um begabte Teilnehmer des Wettbe- 
werbs „Jugend forscht" in ihrer Ausbildung 
und beruflichen Entwicklung nachdrücklich zu 
fördern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher 
Weise und in welchem Umfang Schullandheim- 
aufenthalte von Klassen und Jugendgruppen 
im Zonenrandgebiet im Jahre 1965 durchge- 
führt wurden? 

Sind die in Frage XIV/3 erwähnten Aufent- 
halte auch mit Mitteln des Bundes gefördert 
worden? 

Zu welchen Ergebnissen haben die Verhand- 
lungen zwischen der Bundesregierung und 
den Landesregierungen geführt, um zur För- 
derung des besonderen politischen Bildungs- 
wertes der in Frage XIV/3 erwähnten Aufent- 
halte für junge Menschen im Sinne der Wek- 
kung und Stärkung des gesamtdeutschen Be- 
wußtseins zu einer gemeinsamen Förderungs- 
konzeption zu kommen? 

In wievielen Fällen ist die Ausbildungszulage 
gemäß § 14 a Bundeskindergeldgesetz den 

Eltern von Einzelkindern (aus bestehenden 
Ehen) versagt worden? 

In wievielen Fällen wurde die Ausbildungs- 
zulage gemäß § 14 a Bundeskindergeldgesetz 
den verwitweten, geschiedenen oder ledigen 
Elternteilen von Einzelkindern gewährt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die nunmehr ersichtlichen Auswirkungen des 
Bundeskindergeldgesetzes zu Bedenken hin- 
sichtlich der Vereinbarkeit mit dem Gleich- 
behandlungsgrundsatz (Artikel 3 GG) sowie 
dem verfassungsmäßigen Schutz der Familie 
(Artikel 6 GG) Anlaß geben könnten, weil 
nämlich die Ausbildungszulage nach § 14 a 
Bundeskindergeldgesetz allein bei Einzelkin- 
dern aus einer bestehenden Ehe ausgeschlos- 
sen ist, während sie verwitweten, geschiede- 
nen oder ledigen Elternteilen gezahlt wird? 


Bonn, den 20. Mai 1966 
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